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Liebe Genossinnen und Genossen,
liebe Leserinnen und Leser,

#TeamKSLand

Unsere Arbeit im Hessischen
Landtag und im Landkreis Kassel

Ulloth/ Schneider (20/8923): Wir
sind schockiert, letztlich aber
nicht wirklich überrascht, über
den nun dokumentierten, desola-
ten Zustand der Landesstraßen im
Landkreis Kassel. Bei unserer Klei-
nen Anfrage an Verkehrsminister
Tarek Al-Wazir (Bündnis90 / Die
Grünen) hat der Minister das Bild
bestätigt, welches wir tagtäglich
vor Ort erleben müssen: Mehr als
die Hälfte der Landesstraßen im
Landkreis Kassel sind in einem
schlechten oder gar sehr schlech-
ten Zustand. Es kann nicht sein,

Verkehrsminister muss handeln!
dass seit 2014 der vorhandene Sa-
nierungsstau nicht adäquat ange-
gangen wird. Insbesondere seit-
dem Hessen Mobil nicht mehr für
die Autobahnen zuständig ist.

Ebenfalls lässt sich festhalten,
dass lediglich 44 km der im Land-
kreis Kassel vorhandenen Landes-
straßen in den letzten acht Jahren
saniert worden sind – das ent-
spreche gerade einmal 11% der
396 km Landesstraßen im Land-
kreis. Damit liegt der Sanierungs-
stau im Landkreis Kassel sogar

unter dem hessenweiten Durch-
schnitt von 13%. Es reicht nicht
aus, sich punktuell mit tollen Sa-
nierungsmaßnahmen zu brüsten,
wenn der Großteil der Straßen
eine Gefährdung für den Straßen-
verkehr darstellt. Dies zeit sich
auch beim weiteren Ausbau von
Schutzplanken entlang der Lan-
desstraßen nachVorgabe der Bun-
desanstalt für Straßenwesen: In
den Jahren 2018 bis 2022 sind bis-
her nur 26,52 km mit neuen
Schutzeinrichtungen ausgestattet
worden. Von adäquatem Schutz
für Fahrerinnen und Fahrer kann
keine Rede sein. Gerade in den
ländlich geprägten Gebieten gibt
es zu viele Landesstraßen, die ein
potenzielles Unfallrisiko darstel-
len. Besonders in den Herbst- und
Wintermonaten ist bekanntlich
das Unfallrisiko höher.

Die schwarzgrüne Landesre-
gierung nimmt Unfälle und
Gefahrenpotenziale billi-
gend in Kauf.

Das Land muss wieder verstärkt
eigene finanzielle Mittel einset-
zen und für eine schnelle Umset-
zung von Sanierungsmaßnahmen
sorgen – gerade im ländlichen
Raum. Die Grundsubstanz der
Straßenweiter verfallen zu lassen,
erhöht nur die Gesamtkosten in
Folgejahren.

mit demNewslettermöchtenwir Euch einen Einblick in unsere Arbeit imHessischen Landtag inWiesbaden und
im Landkreis Kassel geben. Er erscheint regelmäßig in der Woche nach den Plenarsitzungen und beinhaltet
aktuelle Themen der vergangenen Plenarwoche, Pressemitteilungen und vielesmehr. Für den Newsletter könnt
ihr euch online anmelden. Wenn Ihr Fragen und Anregungen zu unserer Arbeit habt, dann kontaktiert uns
gerne, unsere Kontaktadressen findet ihr unten auf der letzten Seite. Mit dieser Ausgaben wollen wir euch das
Instrument der Kleinen Anfrage vorstellen um Auskünfte der Landesregierung zu lokalen Themen zu erhalten.

Zum Zustand der Landesstraßen im Landkreis Kassel

https://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/3/08923.pdf
https://www.florian-schneider.org/newsletter/
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Kleine Anfrage zu Radwegen im Landkreis Kassel:

#TeamKSLand

Wir fragen die Landesregierung
nach Entwicklungskonzepten

Ulloth/ Schneider (20/9339): Angesichts des Klimawandels ist eine zügi-
ge Umsetzung der Verkehrswende von großer gesellschaftlicher Dring-
lichkeit. Es ist wichtig, die umweltfreundliche Verkehrsart Radfahren
auszubauen und aufzuwerten. Wegen der geringen Besiedlung ist im
ländlichen Raum ein deutlicher Ausbau des Radwegenetzes erforderlich,
damit Autos auch durch Fahrrad oder Pedelec ersetzt werden können.

Außerdemmuss der Radwegebau inzwischen auch aus einer Perspektive
der Daseinsfürsorge und gesellschaftlichenTeilhabe gedachtwerden, da-
mit alle Menschen mobil sein und soziale Kontakte erhalten können.
Darüber sind wir uns einig. Die Schwerpunktsetzung im Individualver-
kehrmuss sich ändern. Eine Ertüchtigung sowie Erweiterung des Radwe-
genetzes im Landkreis Kassel ist dringend erforderlich.

„Wir möchten von der Landesregierung wissen, wie sie die notwendige
Verkehrswende im Landkreis Kassel voranbringen will und welchen
Bedarf an Radwegen bzw. Radwegeinfrastruktur sie innerorts und
außerorts sieht. Weiter fragen wir nach dem Zustand der Radwege im
Landkreis und wollen erfahren, ob die Landesregierung ergänzende
Radwege zur Verbindung von Orts- und Stadtteilen zu anderen
Städten und Gemeinden im Landkreis Kassel plant.Wir halten auch die
Anbindung der Region an Radfernwege für sehr wichtig und fragen
deshalb nach demPlanungsstand vonVerbindungen zu Radfernwegen
außerhalb des Kreises.“

Florian Schneider und Oliver Ulloth

Außerdem darf von einem grünen Verkehrsminister erwartet werden,
dass ihm Erhalt und Erweiterung des Radwegenetzes in allen Regionen
Hessens eine Herzensangelegenheit ist. Deshalb wünschen wir uns eine
Auflistung aller seit 2014 im Landkreis Kassel gebauten oder zumindest
sanierten Radwege. Damit wollen wir prüfen, ob einzelne Regionen
Hessens beim Radwegebau erheblich bevorzugt oder benachteiligt
werden.

Lärmschutz
entlang der A7
Schneider (20/9482): An der etwa
neun Kilometer langen A 7 Teil-
strecke zwischen Kreuz Kassel-
Mitte und der Landesgrenze nach
Niedersachsen klagt eine Vielzahl
von Anwohnerinnen und Anwoh-
nern, die in direkter Nähe zur Au-
tobahn leben, über die massive
Lärmentwicklung der vielbefahre-
nen Straße. Dies betrifft insbeson-
dere die Bewohnerinnen und Be-
wohner der Kommunen Lohfelden
und Niestetal sowie der Stadt Kas-
sel.

Die Lärmentwicklung muss
eingedämmt werden!

Eine Möglichkeit, die Lärmbelästi-
gung für die Wohnbevölkerung
abzumildern, wäre eine Ge-
schwindigkeitsbeschränkung auf
dem Teilabschnitt, doch das Land
zieht sich hier aus der Verantwor-
tung. In Anbetracht der Tatsache,
dass es hier um die Gesundheit
der Anwohnerinnen und Anwoh-
ner geht, ist es ein Unding, sich
hinter Formalitäten zu verstecken.
Somit wird keine Verbesserung
für die Betroffenen erreicht.

Wir lassen bei diesem Thema
nicht locker und haben am Mon-
tag den 07.11.2022 eine weitere
Anfrage mit der Drucksachen-
nummer 20/9482 eingebracht um
die Landesregierung an ihre Auf-
gaben zu erinnern und Klarheit
über die Zuständigkeitslage her-
zustellen.

Hinweis zu Kleinen
Anfragen im Landtag:

Zur Ausübung der Kontroll-
und Öffentlichkeitsfunktion
des Parlaments können Ab-
geordnete und Fraktionen
Anfragen an die Landesregie-
rung einbringen. Laut Land-
tagsgeschäftsordnung soll
die Beantwortung Kleiner
Anfragen innerhalb von
sechsWochen erfolgen.

Oliver Ulloth MdL - WK Kassel-Land I, Florian Schneider MdL - WK Kassel-Land II

https://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/9/09339.pdf
https://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/2/09482.pdf
https://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/2/09482.pdf
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Kleine Anfrage zum Länder-Gutachten über das geplan-
te Atommülllogistikzentrum inWürgassen

„Es ist mir unverständlich, dass Hessen beim ThemaWürgassen bisher
so wenig sichtbar ist. Die Prüfung des Ergebnisses des durch die Lan-
desregierungenNiedersachsen undNordrhein-Westfalen beauftragten
Logistikgutachtens soll Basis für eine bestmögliche Lösungsfindung
sein, und Hessen darf sich nicht länger raushalten!“

Oliver Ulloth

Schwarz-Grün darf sich nicht
länger raushalten!
Ulloth (20/9518): Ein Gutachten des TÜV Nord, in Auftrag gegeben von
den Bundesländern Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen, hat im Au-
gust die Kritik aus der Region am geplanten zentralen Atommüllbereit-
stellungslager (ZBL) in Würgassen bestätigt. Darin heißt es u.a., dass
auch ohne ZBL ein Zweischichtbetrieb im Endlager und somit eine
schnellere Einlagerung der Atomabfälle möglich ist. Es ist bemerkens-
wert, dass die schwarz-grüne hessische Landesregierung bei der Beauf-
tragung des Gutachtens nicht beteiligt gewesen ist.

Unterstützt werde ich dabei vom Bürgermeister der Stadt Bad Karlsha-
fen, Marcus Dittrich. „Von den Plänen für das ZBL ist nicht nur eine Kom-
mune in Nordrhein-Westfalen betroffen, sondern auch die unmittelba-
ren Nachbarn in Niedersachen und Hessen – sowohl durch die räumliche
Nähe, als auch durch die geplanten Transportwege“, sagt Dittrich. „Von
Anfang an stimmen sich daher die Kommunen im Dreiländereck über
Landes- und Parteigrenzen hinweg untereinander ab, informieren sich
gegenseitig und agieren gemeinsam im Sinne der Region. Daher würde
ich mir wünschen, dass das Land Hessen wahrnehmbarer wird und sich
den Bundesländern Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen anschließt,
um auch auf Landes- und Bundesebene die Interessen der hessischen
Seite des Dreiländerecks zu vertreten.“

In meiner Anfrage möchte ich ausloten, welchen Stellenwert die hessi-
sche Landesregierung dem ZBL in Würgassen und gemeinsamem Han-
deln mit den Nachbarbundesländern beimisst. Ich möchte wissen, wie
das Gutachten in Wiesbaden bewertet wird. Ob und in welcher Form
eine Abstimmung der hessischen Landesregierung mit den Ländern Nie-
dersachsen und Nordrhein-Westfalen bzw. dem Bund zum Thema ZBL
und insbesondere zum Standort Würgassen stattfindet, ist eine weitere
Frage, auf die ich eine Antwort erwartet. Interessant ist auch, ob die Lan-
desregierung sich im weiteren Verfahren den bereits gemeinsam agie-
renden Bundesländern Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen an-
schließen und sich künftig hinsichtlich des weiteren Vorgehens abstim-
menwird. Ich gehe davon aus, dass nur so die Interessen des Landes bzw.
der unmittelbar betroffenen hessischen Kommunen gegenüber dem
Bund durchgesetzt werden können.

Bei einer Pressekonferenz zum Abschluss eines Besuchs des nordrhein-
westfälischen Ministers für Arbeit, Gesundheit und Soziales, Karl-Josef
Laumann, beim ‚Standort-Arbeitskreis Würgassen‘ hatte ich im Oktober
Gelegenheit nachzufragen, warum bei der Beauftragung des TÜV-Gut-
achtens die Länder Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen zusammen
aktiv wurden, nicht aber das Land Hessen. Die Antwort habe sinngemäß
gelautet, die hessische Landesregierung sei mehrfach angesprochen
worden, habe sich aber bezüglich einer Beteiligung nicht zurückgemel-
det. Das irritiert, weil hessische Gemeinden nur wenige Kilometer vom
geplanten ZBL-Standort entfernt liegen und die gesamte Region Nord-
hessen durch den Atommüll transportierenden Verkehr belastet wird.

#TeamKSLand

Blitzer-Anhän-
ger ermögli-
chen!
Ulloth (20/9317): Ein erneuter
Vorstoß für mehr nächtliche Ruhe
an der Autobahn A 44 in Höhe von
Burghasungen. Die Bewohnerin-
nen und Bewohner des Zierenber-
ger Stadtteils Burghasungen so-
wie im Ortsteil Ehlen der Gemein-
de Habichtswald haben ein be-
rechtigtes Interesse daran, best-
möglich vor Autobahnlärm ge-
schützt zu werden, der im Zuge
der näher rückenden Fertigstel-
lung der A 49 noch deutlich zu-
nehmen wird. Wenn die zum
Lärmschutz eingerichtete, deut-
lich zu kurz bemessene Geschwin-
digkeitsbeschränkung in Höhe
von Burghasungen Wirkung zei-
gen soll, muss die Einhaltung kon-
sequent überwacht werden. Der
hessische Verkehrsminister Tarek
Al-Wazir (Bündnis 90/Die Grünen)
habe aber sowohl die mobile als
auch eine stationäre Überwa-
chung als nicht möglich abgetan.

An hessischen Autobahnen sind
seit einiger Zeit vermehrt „Blitzer-
Anhänger“, sogenannte Enforce-
ment-Trailer zu sehen, die offen-
bar auch in topographisch schwie-
rigen Situationen (z.B. an der A 7,
in Fahrrichtung Bad Hersfeld zwi-
schen Kilometer 355,5 und 356,5)
erfolgreich einsetzbar sind. Ich
möchte von der Landesregierung
wissen, ob sie bereit ist und wie
lange es dauert, Standflächen für
die temporäre Platzierung von En-
forcement-Trailern zur Geschwin-
digkeitsüberwachung in beiden
Fahrtrichtungen fertigzustellen!

Oliver Ulloth MdL - WK Kassel-Land I, Florian Schneider MdL - WK Kassel-Land II

Bruschi (https://commons.wikipedia.org/wiki/File:PSS1,jpg),
https://creativeCommons.org/licenses/by-sa/4.0/legalcode

https://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/8/09518.pdf
https://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/7/09317.pdf
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Auszüge aus dem Plenum Aktuell Ausgabe 9/2022

#TeamKSLand

Plenarsitzung Hessischer
Landtag im November 2022

Hinter uns liegt eine Plenarwoche, die vor allem von Gesetzeslesungen
geprägt war. Wie Sie wissen, haben in Hessen die meisten Gesetze eine
befristete Gültigkeit, so dass sie der Landtag immer wieder neu beraten
und beschließen muss. Das hat den Vorteil, dass das Parlament gezwun-
gen ist, in regel mäßigen Abständen zu überprüfen, ob landesgesetzliche
Normen in ihrer bestehenden Form noch sinnvoll und erforderlich sind.
Und es hat den Nachteil, dass das Plenum des Hessischen Landtags viel
Zeit für die Beratung von bereits bestehenden Gesetzen aufwenden
muss, wodurch die Tagesordnung des Hessischen Landtags oftmals um-
fangreicher ist als in anderen Ländern. Dafür, dass die politischen Zu-
kunftsthemen im Landtag dennoch nicht zu kurz kommen, sorgt die SPD-
Fraktionmit ihren Initiativen und Debattenanstößen – zum Beispiel zum
Wählen mit 16 bei Landtagswahlen, zum Umgang mit den NSU-Akten,
aber auch zum Bürgergeld, dessen Einführung vom Bundesrat zunächst
aufgehalten wurde, weil die CDU-geführten Landesregierungen (auch
die hessische) dem Vorhaben nicht zugestimmt haben.

Nahezu alles, was in der öffentlichen Diskussion bislang gegen das Bür-
gergeld vorgetragen wurde, war polemisch und frei von Fakten. Das
muss einen bei manchen politischenMitbewerbern nicht wundern. Aber
es erstaunt im Falle der Grünen, die an der Bundesregierung beteiligt
sind und dort das Bürgergeld mitgetragen haben, während sie in Hessen
als Koalitionspartner der CDU deren Blockadehaltung schweigend hin-
nehmen. Verlässlichkeit sieht anders aus.

Politisches Kalkül ist beim
Bürgergeld fehl am Platz
Die Ampel-Koalition im Bund hat in der vergangenenWoche das Bürger-
geld auf den Weg gebracht und damit gerade jetzt ein deutliches Signal
gesetzt: dieMenschen verdienenmehr Sicherheit in schwierigen Lebens-
lagen. „Genau in dieser Zeit konstruiert die Union Vorwürfe und hantiert
mit falschen Zahlen. Arbeitende Menschen mit geringem Einkommen
werden so gegen erwerbslose Menschen ausgespielt. So viel Verantwor-
tungslosigkeit macht mich fassungslos“, kritisierte Lisa Gnadl in der Ple-
nardebatte zumBürgergeld.Wichtige finanzielle Entlastungen für so vie-
le Menschen dürften nicht dem reinen Kalkül der Parteipolitik geopfert
werden. Besonders Familien seien hart getroffen. Ab jetzt dürfe es daher
nur noch eine Zielrichtung geben: Die Länder seien in den nun anstehen-
den Beratungen im Vermittlungsausschuss gefragt, damit die Verhand-
lungen über das Gesamtpaket schnellstmöglich abgeschlossen werden
können. „Die Landesregierung darf sich nicht weiter an einer solchen
Blockadehaltung im Bundesrat beteiligen undmuss dieser wichtigen Re-
form zustimmen“, so Lisa Gnadl.

„Dass die Landesregierung keine
auskömmliche Finanzierung be-
reitstellt, lässt die Selbstverwal-
tung der Kommunen zu einer rei-
nen Pflichtverwaltung erstarren:
Die Förderung von Digitalisie-
rungsprojekten im Zuge der
‚Starken Heimat Hessen‘ erfolgt
größtenteils aus der Heimatum-
lage – jene Gelder, die den Kom-
munen entnommen und dann
vermindert, schlecht umverteilt
oder gar nicht zur Verfügung ge-
stellt werden. Es bringt auch
nichts, nur ein Frontend zu finan-
zieren, bei dem der online gestell-
te Antrag als reines PDF-Doku-
ment im E-Mail-Eingang des Rat-
hauses landet, wenn die Verwal-
tungsworkflows weiterhin in ge-
wohnter, analoger Form gelebt
werden. Ein Digitalisierungspro-
zess hört nicht an den Türen des
Rathauses auf“

Florian Schneider

Bild: Hessischer Landtag - Das Plenargebäude am Eingang aus der Grabenstraße - Foto: H. Heibel

E-Government-
Gestz ent-
täuscht
Der Gesetzentwurf zur Änderung
des Hessischen E-Government Ge-
setzes lässt Kernprobleme unbe-
rührt. Laut Landesregierung soll
der Gesetzentwurf Grundlagen
schaffen, um die durch das Online
-Zugangs-Gesetz gestellten Anfor-
derungen an die öffentliche Ver-
waltung erfüllen zu können. Be-
trachte man den Entwurf genau-
er, könne man feststellen, dass es
hauptsächlich um redaktionelle
Änderungen gehe, die bereits
2019 hätten passieren müssen,
erklärt Florian Schneider, Mitglied
im Ausschuss für Digitalisierung
und Datenschutz.

Hier geht’s
zur Rede

Die SPD-Fraktion sehe sowohl in
der Umsetzung, als auch in der Fi-
nanzierung erhebliches Verbesse-
rungspotential.

Oliver Ulloth MdL - WK Kassel-Land I, Florian Schneider MdL - WK Kassel-Land II

https://www.spd-fraktion-hessen.de/wp-content/uploads/sites/265/2022/11/Plenum_Aktuell_2022_9.pdf
https://www.youtube.com/watch?v=COnZxLQgcew
https://www.youtube.com/watch?v=COnZxLQgcew
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„Wir sprechen hier von einem
Sachstandbericht des Landes-
amtes für Verfassungsschutz,
den der damalige Innenminis-
ter und heutige Ministerpräsi-
dent Boris Rhein 2012 in Auf-
trag gegeben hat, um sich ei-
nen Überblick über den Kennt-
nisstand seiner Behörden zu
der Mörderbande namens NSU
zu verschaffen, die den Kasseler
Bürger Halit Yozgat erschossen
hat. Ein Bericht, den er dann
nie gelesen haben will. Dieses
Papier erschien seinem Nach-
folger als so brisant, dass es
schließlich für 30 Jahre als ‚ge-
heim‘ eingestuft wurde. Diese
Geheimniskrämerei hatte vor
allem ein Ergebnis: Misstrauen
gegenüber dem Staatund sei-
nen Institutionen. Denn es ent-
stand der Eindruck, dass etwas
vertuscht werden sollte“

Günter Rudolph.

Geheimniskrämerei schürt Misstrauen

#TeamKSLand

Günter Rudolph hat die Landesre-
gierung dazu aufgerufen, im Um-
gangmit den so genannten „NSU-
Akten“ Transparenz herzustellen,
um das Vertrauen in den Rechtss-
taat zu stärken. „Es gibt keinen
Zweifel daran, dass die größte Ge-
fahr für die Demokratie, unseren
Rechtsstaat und unser friedliches
Zusammenleben, vom Rechtsex-
tremismus ausgeht. Deswegen
müssen diejenigen, die politische
Entscheidungen für unser Staats-
wesen zu treffen haben, dafür sor-
gen, dass das staatliche Handeln
über jeden Zweifel erhaben ist.
Ein wesentliches Instrument da-
für ist Transparenz. Und daran
man gelt es der Landesregierung
imUmgangmit den so genannten
‚NSU-Akten‘“, machte der Frakti-
onsvorsitzende in der Plenarde-
batte über einen entsprechenden
SPD-Antrag deutlich.

Eine wirkliche AuŅlärung des NSU
-Komplexes habe nicht stattge-
funden. Dabei schulde der Rechts-
staat den Kpfern des rechten Ter-
rors und ihren Angehörigen
Aufklärung in Bezug auf mögliche
Fehler von Behörden. „Jetzt kennt
die Öffentlichkeit den NSU-Be-
richt, weil Jan Böhmermann ihn
veröffentlicht hat. Und er zeichnet
ein desolates Bild des Verfas-
sungsschutzes, der über weite
Strecken organisatorisch, tech-
nisch und fachlich nicht in der
Lage war, seine Aufgabe wahrzu-
nehmen“, so Rudolph. „Fehler ein-
zugestehen und sich dafür zu ent-
schuldigen, ist ein Zeichen von
Größe und ein erster Schritt auf
dem Weg, Vertrauen in den Staat
und sein Handeln wiederherzu-
stellen. Deswegen appelliere ich
an die Landesregierung: Machen
Sie sich ehrlich, sagen Sie, was
wirklich war.“

Oliver Ulloth MdL - WK Kassel-Land I, Florian Schneider MdL - WK Kassel-Land II

NSU-Akten
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Wir bei Social Media

EAM - Energie aus der Mitte
Schneider: Wie steht es um die Energieversorgung im Landkreis Kassel?
Wie ist die Situation des örtlichen Strom- & Gasversorgers? Vor welchen
Herausforderungen stehen wir global und regional? Welche Chancen
bietet uns diese Krise aber auch?

Diese Themen habe ich am 26. Oktober in einem Gespräch mit den bei-
den Geschäftsführern unseres kommunalen Energieversorgers, der EAM,
besprochen. ImGesprächmit Olaf Kieser und Hans-Hinrich Schriever gab
es einen Einblick in die aktuelle Risikoabschätzung, dem Gasengpass,
steigenden Strompreise und die Chance bei erneuerbaren Energien.
Schnell stellte sich heraus, dass wir uns unabhängiger machen müssen.
Jede selbst produzierte Kilowattstunde muss nicht importiert werden.
Deswegen braucht es ein flächendeckendes Netz an PV-Anlagen, Wind-
rädern undWasserkraft. Mehr lesen…

Ulloth: „Gott zur Ehr‘, dem Nächsten zur Wehr“, so lautet der über 100
Jahre alte Wahlspruch der Feuerwehren. Zusammen mit unserem
Wolfhager Bürgermeisterkandidaten Jens Vial sowie unserer Vorsitzen-
den der SPD im Landkreis Kassel, Vizelandrätin Silke Engler, habe ich am
22. Oktober an der feierlichen Einweihung des neuen Feuerwehrstütz-
punktes in Wolfhagen teilgenommen. Insbesondere die Stadt Wolfha-
gen, aber auch der Landkreis Kassel und das Land Hessen haben insge-
samt rund 11 Mio. Euro investiert. Wir gratulieren den Bürgerinnen und
Bürgern der Stadt Wolfhagen und den umliegenden Städten und Ge-
meinden zu diesem Schmuckstück, welches die Sicherheit in der Region
steigert.Wir wünschen euch, den Feuerwehrkameradinnen und Kamera-
den Freiwilligen Feuerwehr Wolfhagen, dass ihr viel Freude in eurem
„neuen Zuhause“ habt. Kehrt stets wohlbehalten von euren Einsätzen
zurück in den Feuerwehrstützpunkt. Glück auf. Mehr….

#TeamKSLand Oliver Ulloth MdL - WK Kassel-Land I, Florian Schneider MdL - WK Kassel-Land II

@floschneider.spd

florian-schneider.org

@floschneider.spd

@oliverulloth

oliver-ulloth.de

@oliverulloth
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V.l.n.r. Hans-Hinrich Schriever (Geschäftsführung EAM),
Florian Schneider, Olaf Kieser (Vorsitzender der

Geschäftsführung EAM)

V.l.n.r. Oliver Ulloth, Wolfhager Bürgermeisterkandidaten Jens
Vial,Vizelandrätin Silke Engler

FeuerwehrWolfhagen

Wir beim Training der OSC Blue
Birds Cheerleader
Ulloth/ Schneider: Der Landkreis Kassel hat eine tolle Vereinslandschaft!
Wenn sich zwei Landtagsabgeordnete ( Oliver Ulloth, MdL und ich ) beim
Training der OSC Blue Birds Cheerleader Abt des OSCVellmar als Newbies
beteiligen, dann sieht das in etwa so aus. Aus einer spontanen Idee auf
dem Sportkreistag entstanden, waren wir vergangene Woche dann in
Sportklamotten in der Sporthalle bei den Cheerleadern des OSC Vellmar
dabei. Wir danken euch, dass wir uns nicht nur als Zuschauer, sondern
auch als Teilnehmer im Training davon überzeugen konnten, was ihr für
einen tollen Sport betreibt. Let‘s go! Mehr lesen…

https://www.facebook.com/540998849332680/posts/5454836727948843/
https://%3Ciframe%20src=%22https://www.facebook.com/plugins/post.php?href=https%3A%2F%2Fwww.facebook.com%2Foliver.ulloth.spd%2Fposts%2Fpfbid02BovGmgFXN7N9Y1qsbq7oZ3z4gKjBTu8ByJyzmkBQwZDvQfj3WH8TiyuBk6tBuxgtl&show_text=true&width=500%22%20width=%22500%22%20height=%22812%22%20style=%22border:none;overflow:hidden%22%20scrolling=%22no%22%20frameborder=%220%22%20allowfullscreen=%22true%22%20allow=%22autoplay;%20clipboard-write;%20encrypted-media;%20picture-in-picture;%20web-share%22%3E%3C/iframe%3E
https://www.facebook.com/floschneider.spd/videos/der-landkreis-kassel-hat-eine-tolle-vereinslandschaft-wenn-sich-zwei-landtagsabg/791782675246701/

